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1 Einleitung

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind gemäß § 2 (4) BauGB die Belange des Umweltschutzes, ins-
besondere die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen, im Rahmen einer Umweltprüfung zu
ermitteln und die Ergebnisse in einem gesonderten Umweltbericht gemäß § 2 a BauGB zusammenzu-
führen. Dabei sind insbesondere die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange zu berücksichtigen
und die in § 1 a BauGB genannten Vorschriften anzuwenden. Die Gliederung des Umweltberichtes ori-
entiert sich an der Anlage 1 des BauGB. Im Anhang ist eine tabellarische Übersicht, über die in der Um-
weltprüfung untersuchten und ermittelten Umweltauswirkungen dargelegt. Die Ergebnisse der Umwelt-
auswirkungen werden in den einzelnen schutzbezogenen Kapiteln beschrieben.

2 Kurzdarstellung Inhalt und Ziele des Bebauungsplanes

In der Samtgemeinde Nenndorf sollen auf der Grundlage des Nenndorfer Brandschutzbedarfsplans vier
neue Feuerwehrstandorte (Bad Nenndorf, Nord, Ost und West) durch jeweils einen Neubau entstehen.
Für den Feuerwehrstandort „Ost“ Riehe-Waltringhausen ist eine Fläche westlich der „Dorfstraße“ / „Auf
der Riehe“ zwischen den Ortsteilen Riehe und Waltringhausen festgelegt worden. Es handelt sich aktu-
ell um eine landwirtschaftlich genutzte Fläche.

Das Plangebiet beinhaltet die Flurstücke 11/22,11/2, 268/61 und 23/10 der Stadt Bad Nenndorf, Gemar-
kung Waltringhausen, Flur 6. Ebenso ist das Flurstück 268/48 der Gemeinde Suthfeld, Gemarkung
Riehe, Flur 3 Teil des Geltungsbereiches. Die Größe der FNP Änderung beträgt ca. 9.200 m2.

Weitere Ausführungen sind der Begründung zur FNP-Änderung  zu entnehmen.

3 Nullvariante/Alternativenprüfung

Als Teil des Abwägungsmaterials sind im Umweltbericht „in Betracht kommende anderweitige Planungs-
möglichkeiten“ darzustellen. Dies auch vor dem Hintergrund, um durch Planalternativen mögliche erheb-
liche Umweltauswirkungen vermeiden zu können. Bei der Aufstellung eines Bebauungsplans beziehen
die sich in Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten grundsätzlich auf das Bebauungs-
plangebiet und behandeln unterschiedliche Lösungsmöglichkeiten z.B. zur Erschließung, zur Stellung
der Baukörper oder die Lage von Grünflächen. Nicht als Alternative in Betracht zu ziehen sind alterna-
tive Planungsziele.

Im Vorfeld sind unterschiedliche Standorte und dessen Flächenverfügbarkeiten geprüft worden und
gleichzeitig ein Standort gesucht worden, der eine gute Erreichbarkeit ermöglicht. Aus grundrechtlichen
Gründen fiel die Wahl auf den Standort südlich der bestehenden Siedlungsfläche des Ortsteil Riehe.
Dadurch ist ein stadträumlicher Anknüpfpunkt vorhanden, der den Bereich versorgungstechnisch an-
schließen lässt.

Für die Ortschaften Riehe und Waltringhausen ist die Errichtung eines neuen Feuerwehrstandortes
„Ost“ erforderlich, da die bestehenden Einrichtungen den aktuellen Anforderungen nicht mehr genügen
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bzw. für neue Fahrzeuge nicht ausreichend dimensioniert sind. Im Rahmen der Entwicklung ist ein
neues Feuerwehrhaus mit Schulungsflächen, Bürobereichen sowie Mitarbeiterräumen und der Garagen
für die Feuerwehreinsatzfahrzeuge zu errichten, entsprechende Zu- und Abfahrtsmöglichkeiten zur
Kreisstraße 52 sicherzustellen und notwendige Stellplatzanlagen rund um das geplante Feuerwehrhaus
anzulegen. Eine Reduzierung des Flächenverbrauchs erfolgt dadurch, dass für beide Ortsteile sowie
über diese hinaus nunmehr nur ein einziger Feuerwehrgerätestandort errichtet werden soll und somit
der Flächenverbrauch auf das erforderliche Maß reduziert wird. Des Weiteren werden die randlich lie-
genden anthropogen überprägten Flächen des Vorhabenbereichs aus der intensiven Nutzung genom-
men und durch die Herstellung von Gehölzstrukturen naturnah entwickelt.

Mit der Festsetzung eines Pflanzstreifens bzw. einer Ausgleichsfläche im westlichen und südlichen Be-
reich der Gemeinbedarfsfläche werden die öffentlichen Grünflächenanteile erhöht und zur inneren
Durchgrünung des Plangebietes, zur Durchlässigkeit des Plangebietes und zur Einbindung in das Land-
schaftsbild genutzt.

Die Nullvariante ist eine theoretische Möglichkeit, die jedoch konträr zur Erforderlichkeit eines Feuer-
wehrstandortes steht. Sie ist rechtlich nicht zwingend zu wählen, weil durch den Bebauungsplan keine
erheblichen Umweltauswirkungen entstehen, die unter Berücksichtigung der vorgesehenen Minimie-
rungs- und Kompensationsmaßnahmen nicht ausgeglichen oder auf ein unerhebliches Maß reduziert
werden könnten.

4 Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei der
Planung

Nachfolgend werden gemäß Anlage 1 des BauGB die wesentlichen in einschlägigen fachbezogenen
Fachgesetze und Fachplänen festgesetzten Ziele des Umweltschutzes, soweit diese für den Bebau-
ungsplan von Bedeutung sind und ihre Berücksichtigung bei der Änderung benannt.

Tabelle 1: Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei der Planung

Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung bei der Aufstellung

Baugesetzbuch (BauGB)

Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städte-
bauliche Entwicklung, die die sozialen, wirtschaft-
lichen und umweltschützenden Anforderungen
auch in Verantwortung gegenüber künftigen Ge-
nerationen miteinander in Einklang bringt, … eine
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürli-
chen Lebensgrundlagen zu schützen und zu ent-
wickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaan-
passung, ….(§ 1 (5) BauGB)

Für die Ortschaften Riehe und Waltringhausen ist
die Errichtung eines neuen Feuerwehrstandortes
„Ost“ erforderlich, da die bestehenden Einrichtun-
gen den aktuellen Anforderungen nicht mehr ge-
nügen bzw. für neue Fahrzeuge nicht ausrei-
chend dimensioniert sind. Eine Reduzierung des
Flächenverbrauchs erfolgt dadurch, dass für
beide Ortsteile sowie über diese hinaus nunmehr
nur ein einziger Feuerwehrgerätestandort errich-
tet werden soll und somit der Flächenverbrauch
auf das erforderliche Maß reduziert wird. Des
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Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung bei der Aufstellung

Weiteren werden die randlich liegenden anthro-
pogen überprägten Flächen des Vorhabenbe-
reichs aus der intensiven Nutzung genommen
und durch die Herstellung von Gehölzstrukturen
naturnah entwickelt. Der Standort soll der Siche-
rung der Bevölkerung dienen und gut erreichbar
sein.

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbe-
sondere zu berücksichtigen ... die Erhaltungs-
ziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Ge-
biete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
… [§ 1 Abs. 6 Nr. 7. b) BauGB, vergl. auch [§ 1a
Abs. 4 Satz 1 BauGB]

Es sind keine Natura 2000-Gebiete innerhalb des
Geltungsbereiches vorhanden. Auch im Nahbe-
reich sind derartige Gebiete nicht festzustellen.

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend
umgegangen werden; dabei sind zur Verringe-
rung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flä-
chen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten
der Entwicklung der Gemeinde insbesondere
durch Wiedernutzbarmachung von Flächen,
Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur In-
nenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiege-
lungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. [§
1a Abs. 2 Satz 1 BauGB] (Bodenschutzklausel)

Im Rahmen der Entwicklung ist ein neues Feuer-
wehrhaus mit Schulungsflächen, Bürobereichen
sowie Mitarbeiterräumen und der Garagen für die
Feuerwehreinsatzfahrzeuge zu errichten, ent-
sprechende Zu- und Abfahrtsmöglichkeiten zur
K 52 sicherzustellen und notwendige Stellplatz-
anlagen rund um das geplante Feuerwehrhaus
anzulegen. Eine Reduzierung des Flächenver-
brauchs erfolgt dadurch, dass für beide Ortsteile
(Riehe und Waltringshausen) sowie über diese
hinaus nunmehr nur ein einziger Feuerwehrgerä-
testandort errichtet werden soll und somit der
Flächenverbrauch auf das erforderliche Maß re-
duziert wird. Des Weiteren werden die randlich
liegenden anthropogen überprägten Flächen des
Vorhabenbereichs aus der intensiven Nutzung
genommen und durch die Herstellung von Ge-
hölzstrukturen naturnah entwickelt.

Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwe-
cke genutzte Flächen sollen nur im notwendigen
Umfang umgenutzt werden.[§ 1a Abs. 2 Satz 2
BauGB] (Umwidmungssperrklausel)

Durch das Vorhaben werden 7.600 m² landwirt-
schaftliche Nutzfläche dauerhaft beansprucht.
Feuerwehrstandorte sind in entsprechenden Ent-
fernungen zu den Orten sicherzustellen. Für die
Ortschaften Riehe und Waltringhausen ist die Er-
richtung eines neuen Feuerwehrstandortes „Ost“
erforderlich, da die bestehenden Einrichtungen
den aktuellen Anforderungen nicht mehr genügen
bzw. für neue Fahrzeuge nicht ausreichend di-
mensioniert sind. Eine Reduzierung des Flächen-
verbrauchs erfolgt dadurch, dass für beide Ort-
steile sowie über diese hinaus nunmehr nur ein
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Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung bei der Aufstellung

einziger Feuerwehrgerätestandort errichtet wer-
den soll und somit der Flächenverbrauch auf das
erforderliche Maß reduziert wird.

Die Vermeidung und der Ausgleich voraussicht-
lich erheblicher Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1
Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten
Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bun-
desnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung
nach § 1 Absatz 7 zu berücksichtigen [§ 1a Abs.
3 Satz 1 BauGB] .

Die 3 Alleebäume entlang der K 52 bleiben erhal-
ten. (noch zu prüfen)

Die verbleibenden erheblichen Beeinträchtigun-
gen werden durch die Entwicklung wertvoller Le-
bensräume auf anthropogen überprägten Flä-
chen (Herstellung von Gehölzstrukturen) inner-
halb des Geltungsbereiches sowie durch weitere
Maßnahmen außerhalb des Bebauungsplanes
kompensiert.

Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll so-
wohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel
entgegenwirken, als auch durch solche, die der
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rech-
nung getragen werden. [§ 1 a Abs. 5 BauGB]

Für den Klimaschutz und zur Erhaltung der Kli-
maschutzfunktion bleiben die Alleebäume an der
K 52 durch Festsetzungen im Bebauungsplan er-
halten (noch zu prüfen) und werden durch wei-
tere herzustellende Gehölzstrukturen ergänzt.

Weitere Maßnahmen zum Klimaschutz wurden
sind im weiterführende Bauleitplanverfahren zu
thematisieren.

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit dem Niedersächsisches Ausfüh-
rungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG)

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eige-
nen Wertes und als Grundlage für Leben und Ge-
sundheit des Menschen auch in Verantwortung
für die künftigen Generationen im besiedelten
und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der
nachfolgenden Absätze so zu schützen, dass

1. die biologische Vielfalt,

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushalts einschließlich der Regenerationsfä-
higkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der
Naturgüter sowie

Die Planung verursacht erhebliche Beeinträchti-
gungen durch die dauerhafte Inanspruchnahme
wertvoller Lebensräume und landwirtschaftlich
genutzter Flächen, die entsprechend der Ein-
griffsregelung vermieden, minimiert und ausgegli-
chen werden müssen. Durch den Erhalt der Al-
leebäume an der K 52 (noch zu prüfen) und der
Entwicklung von Gehölzstrukturen im Biotopver-
bund mit dem gegenüber der Straße K 52 befind-
lichen Feldgehölz können die Lebensraumfunkti-
onen z. B. als Brutraum für Vogelarten erhalten
bleiben. Dennoch verbleiben erhebliche Beein-
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3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der
Erholungswert von Natur und Landschaft

auf Dauer gesichert sind. [§ 1 Abs. 1 BNatSchG]

trächtigungen der Biotop- und Lebensraumfunk-
tion sowie des Bodens und des Landschaftsbil-
des. Ausgleichmaßnahmen der Eingriffe sind in
der verbindlichen Bauleitplan zu konkretisieren.

Schutzgebiete und geschützte Objekte nach
Naturschutzrecht

Innerhalb des Plangebietes sowie in der näheren
Umgebung sind keine besonders geschützten Bi-
otope und geschützte Objekte oder Schutzge-
biete festzustellen.

Landesweite Naturschutzprogramme Das Plangebiet befindet sich weder in einem Ge-
biet mit einem Moorschutzprogramm noch in ei-
nem Bereich des Aktionsprogrammes Nieder-
sächsische Gewässerlandschaften.1

Ziele des speziellen Artenschutzes Kartierung zu Feldhamster und Avifauna und Fle-
dermäusen findet aktuell statt – Ergänzung fol-
gen

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)

Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser,
Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgü-
ter sollen vor schädlichen Umwelteinwirkungen
geschützt werden. [vgl. § 1 Abs. 1 BImSchG]

Der Feuerwehrstandort wird durch die Entwick-
lung einer Gehölzstruktur zur Ortschaft Riehe
und zur freien Landschaft hin abgeschirmt. .
Dadurch sind vor allem Wohnbebauungen in der
Ortschaft Riehe vor Lärm- und Lichtemissionen
weitestgehend geschützt. Durch Festsetzungen
im parallel zu erarbeitenden Bebauungsplan wird
die Beleuchtung des Feuerwehrstandortes auf
ein Mindestmaß reduziert und generell werden
insektenabweisende LED-Leuchtmittel verwen-
det.

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)

Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beein-
trächtigungen seiner natürlichen Funktionen (Le-
bensgrundlage und Lebensraum für Menschen,
Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen; Bestand-
teil des Naturhaushaltes, insbesondere mit sei-
nen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, Abbau-,
Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Ein-
wirkungen aufgrund der Filter-, Puffer- und Stof-
fumwandlungseigenschaften, insbesondere auch

Mit der Planung werden landwirtschaftliche Flä-
chen dauerhaft beseitigt. Die Bodenfunktion wird
dadurch erheblich beeinträchtigt. Unvermeidbare
erhebliche Beeinträchtigungen werden im Zuge
der Eingriffsbeurteilung ermittelt und Ausgleichs-
maßnahmen im weiteren Verfahren aufgezeigt.

Das gesamte Plangebiet ist geprägt von Böden
mit äußerst hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit.

1 Aufgerufen am 15.03.2022: https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/umweltkarten/?topic=Natur&lang=de&bgLayer=Topo-
graphieGrau&layers=FFH_Gebiete_2,EU_Vogelschutzgebiete_2,Moorschutzprogramm_Neubewertung,Gebiete_mit_gesamt-
staatlich_repraesentativer_Bedeutung,Naturschutzfachlich_besonders_bedeutsame_Gebiete_mit_Auenbe-
zug_P,Auen_der_WRRL___Prioritaetsgewaesser,Naturschutzfachlich_besonders_bedeutsame_Gebiete_mit_Auenbezug_F
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zum Schutz des Grundwassers) sowie seiner
Funktion als Archiv der Natur- und Kulturge-
schichte so weit wie möglich vermieden werden.
[vgl. § 1 und § 2 Abs. 2 BBodSchG]

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Niedersächsisches Wassergesetz (NWG)

Die Gewässer (oberirdische Gewässer, Küsten-
gewässer und Grundwasser) sollen durch eine
nachhaltige Gewässerbewirtschaftung als Be-
standteile des Naturhaushalts, als Lebensgrund-
lage des Menschen, als Lebensraum für Tiere
und Pflanzen sowie als nutzbares Gut geschützt
werden. [vgl. § 1 WHG]

Ein temporär wasserführende Grabenabschnitt
mit einer geringen bis allgemeine Bedeutung für
den Naturhaushalt wird durch das Vorhaben
überbaut und die dadurch resultierenden erhebli-
chen Beeinträchtigungen im Zuge der Eingriffs-
beurteilung kompensiert. Weitere Oberflächenge-
wässer sind von der Planung nicht betroffen. Das
anfallende Niederschlagswasser wird im dafür
vorgesehenen Regenwasserrückhaltebecken im
Norden des Plangebietes versickert. Verblei-
bende unvermeidbare erhebliche Beeinträchti-
gungen werden im Zuge der Eingriffsbeurteilung
ermittelt und Ausgleichsmaßnahmen im weiteren
Verfahren aufgezeigt.

Bundesklimaschutzgesetz

Reduzierung der Treibhausgasemissionen [vgl. §
3 KSG]

Im Sinne der Klimaneutralität werden die Mög-
lichkeit des Einsatzes regenativer Energien, der
Erhalt von O2 - aufnehmenden Biotopen (Erhalt
und Entwicklung von Gehölzen) und die Maßnah-
men zur Energieeinsparung und Energieeffizienz
im Zuge der Erarbeitung des Bebauungsplanes
mit geprüft und wenn möglich entsprechende
Festsetzungen mit aufgenommen.

4.1 Landschaftsrahmenplan des Landkreises Schaumburg (2001)

Gemäß des Landschafsrahmenplanes des Landkreises Schaumburg (BÜRO FÜR LANDSCHAFTSPLANUNG
GEORG VON LUCKWALD 2001) liegt das Plangebiet in einem Bereich mit geringer Bedeutung für den Ar-
ten- und Biotopschutz und mit mittlerer Bedeutung für das Landschaftsbild. Innerhalb des Plangebiets
befindet sich eine Grünzäsur, die das Zusammenwachsen von Siedlungen vermeiden soll.

Im Folgenden werden die für den B-Plan maßgeblichen Ziele für den Bereich des Plangebietes in der
Landschaftseinheit Östliches Bückebergervorland aufgelistet:

· Die Feldflur ist mit zusätzlichen Strukturelementen (z.B. Hecken, Feldgehölze, Säume) zur Bele-
bung der Landschaft und für den Biotopverbund anzureichern
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· Der zukünftige Flächenverbrauch durch Siedlung und Verkehr ist zu minimieren

· Die Dörfer mit landschaftlicher Eigenart sind hinsichtlich ihres historisch geprägten Ortskerns
und hinsichtlich des Ortsrandes. Hierzu gehören auch Teilbereiche der Ortschaft Riehe.

· Die Siedlungsentwicklung ist so zu lenken, dass für den Naturschutz wertvolle und empfindliche
Bereiche von Bebauung freigehalten werden

· Erhalt und Entwicklung von Grünzäsuren

Durch das Vorhaben wird eine landwirtschaftliche Nutzfläche in Anspruch genommen. Die Flächenver-
siegelung wird auf das geringste mögliche Maß reduziert. Darüber hinaus werden Gehölzstrukturen zur
Einbindung des Feuerwehrstandortes in die Landschaft angelegt, die auch langfristig den Ortsrand aus-
bilden werden. Des Weiteren wird auch lediglich eine Bauzeile für den Feuerwehrstandort benötigt. Der
Abstand zwischen den Siedlungsrändern der naheliegenden Ortschaften bleibt weiterhin gewahrt und
die Grunzäsur somit weitestgehend erhalten.

Zielkonflikte mit den Vorgaben des Landschaftsrahmenplanes sind demnach nicht zu erwarten.

4.2 Landschaftsplan der Samtgemeinde Nenndorf (1995)

Im Landschaftsplan der Samtgemeinde Nenndorf (BÜRO FÜR LANDSCHAFTSPLANUNG GEORG VON LUCK-
WALD 1995) ist im Teilplan 14 „Maßnahmenkonzept“ die Grünzäsur vorgegeben, die anschließend im
Flächennutzungsplan der Samtgemeinde dargestellt und beachtet wurde. Vor dem Hintergrund, dass
mit dem Feuerwehrstandort lediglich eine Bauzeile direkt angrenzend an die Ortschaft Riehe mit einem
den Standort umgebenen Gehölzsaum entwickelt wird, der auch langfristig den Ortsrand ausbilden wird,
ist ein zusammenwachsen der Ortslagen Waltringhausen und Riehe nicht zu erwarten. Darüber hinaus
sind für den Teilbereich des geplanten Feuerwehrstandortes keine Darstellungen bzw. Planinhalte im
Landschaftsplan erkennbar.

4.3 Schutzgebiete (NSG, LSG, NATURA 2000) und geschützte Land-
schaftsbestandteile/besonders geschützte Biotope nach § 29/30
BNatSchG

Das Plangebiet wird als Acker genutzt. Aufgrund der Vorbelastungen durch eine intensive landwirt-
schaftliche Nutzung des Plangebietes sind seltene, empfindliche bzw. naturnahe Biotopstrukturen hier
nicht vorzufinden.

Schutzgebiete und gesetzlich geschützte Landschaftsbestandteile sowie besonders geschützte Biotope
nach §30 BNatSchG sind innerhalb des Plangebietes demnach nicht festzustellen.

Das Plangebiet befindet sich jedoch innerhalb des Naturparks Weserbergland NP NDS 00010 (MU
2022).
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5 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkun-
gen

Im Folgenden werden für die einzelnen Umweltschutzgüter die voraussichtlichen Auswirkungen der Pla-
nung prognostiziert und die sich daraus resultierenden erheblichen Beeinträchtigungen im Sinne der
Eingriffsregelung dargestellt. Der Prognose ist eine Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Um-
weltzustandes (Bestandsbewertung) vorgeschaltet. Daran anschließend wird die voraussichtliche Ent-
wicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung zusammenfassend eingeschätzt.

Bewertungsgrundlage der Schutzgüter und die Eingriffsregelung ist die „Arbeitshilfe zur Ermittlung von
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitplanung“ (NIEDERSÄCHSISCHER STÄDTETAG 2013) oder
die in den einzelnen Kapiteln angegebene Bewertungsgrundlage bzw. Quelle.

5.1 Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes

5.1.1 Pflanzen, Tiere und Biologische Vielfalt

5.1.1.1 Pflanzen/Biotope

Im September 2021 erfolgte eine Begehung des Plangebietes und eine Kartierung der Biotoptypen ge-
mäß des Kartierschlüssels für Biotoptypen in Niedersaschen (DRACHENFELS 2021).

Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Region 7 Börden und der naturräumlichen Unterregion 7.1
Börden (Westteil) (NLWKN 2010).

Das Plangebiet liegt zwischen den Ortschaften Riehe und Waltringhausen nordöstlich von Bad Nenndorf
im Landkreis Schaumburg. Begrenzt wird das Plangebiet im Osten durch die Kreisstraße K 52 und im
Norden durch einen landwirtschaftlichen Weg und die sich anschließende Ortschaft Riehe. Im Westen
und im Süden schließt sich an das Plangebiet ein weitläufiger ackerbaulich genutzter Raum an.

Das Plangebiet ist geprägt von einem Ackerstandort (AT). Im Osten zwischen dem Acker und der Kreis-
straße K 52 (OVS) ist ein mit einer Halbbetonschale befestigter Graben (FGX) begleitet von einer
halbruderalen Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte (UHM) zu verzeichnen. Weiterhin ist östlich ent-
lang der K 52 eine linienhafte Grünanlage an einer Verkehrsfläche bzw. „Abstandsgrün“ (PZA) und ein
sich anschließender asphaltierter Radweg (OVW) festzustellen.

Darüber hinaus befinden sich im Randbereich des Ackerstandortes und im Bereich der K 52, entlang
des dort befindlichen Grabens drei sehr alte Linden (Tilia spec.), die eine Allee bzw. Baumreihe (HBA)
darstellen. Dabei handelt es sich um Alleebäume mit einem Brusthöhendurchmesser (BHD) von 57 – 86
cm und somit um Bäume mit starkem und sehr starkem Baumholz.

Die Bewertung der Biotoptypen erfolgt gemäß der Arbeitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen in der Bauleitplanung vom NIEDERSÄCHSISCHEN STÄDTETAG (2013).
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Abb. 1: Biotoptypenbestand (eigene Darstellung)
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Abb. 2: Biotoptypenbestand - Legende (eigene Darstellung)
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Tabelle 2: Bewertungsübersicht der Biotoptypen

Biotoptyp nach DRACHENFELS (2021)

Schutzstatus nach
BNatSchG § 30
und NAGB-
NatSchG § 24

Wertfaktor
(NIEDERS.
STÄDTETAG
2013)

Gebüsche und Gehölzbestände
HBA Allee/Baumreihe -- 3
HBA Allee/Baumreihe -- 4

Binnengewässer
FGX Befestigter Graben -- 2

Stauden- und Ruderalfluren

UHM Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer
Standorte -- 3

Acker- und Gartenbaubiotope
AT Basenreicher Lehm- /Tonacker -- 1

Grünanlagen
PZA Sonstige Grünanlage ohne Altbäume -- 2

Gebäude-, Verkehrs- und Industrieflächen
OVS Straße -- 0
OVW Weg (Fuß- und Radweg) -- 0

5 = sehr hohe Bedeutung, 4 = hohe Bedeutung, 3 = mittlere Bedeutung, 2 = geringe Bedeutung, 1 = sehr geringe Bedeutung,
0 = weitgehend ohne Bedeutung

Innerhalb des Plangebietes sind keine gesetzlich geschützten Biotope vorgefunden worden. Des Weite-
ren ist im Plangebiet kein Lebensraumtyp gemäß FFH-Richtlinie vertreten.

Auch Pflanzenarten gemäß der Roten Liste der Farn- und Blütenpflanzen in Niedersachsen und Bremen
(GARVE 2004) sind hier nicht festgestellt worden.
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5.1.1.2 Tiere und Biologische Vielfalt

Eine Kartierung findet aktuell statt und wird im weiteren Verfahren ergänzt.

5.1.1.3 Biologische Vielfalt

Weltweit ist ein alarmierender Rückgang der Biodiversität zu verzeichnen. Mit dem Verlust von Lebens-
räumen werden auch Arten sowie die genetische Vielfalt innerhalb der Arten dezimiert. Deshalb wurde
das Übereinkommen über die biologische Vielfalt oder die Biodiversitätskonvention (Convention on Bio-
logical Diversity – CBD) geschaffen und 1992 in Rio de Janeiro beschlossen (UNCED 1993)2 Deutsch-
land ist eine von 193 Vertragsparteien, die oder das Übereinkommen unterzeichnet haben.

Die drei Ziele der CBD sind im Wesentlichen

· Die Erhaltung der biologischen Vielfalt,

· Die nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile und

· Der gerechte Vorteilsausgleich aus der Nutzung genetischer Ressourcen.

Unter biologischer Vielfalt ist wiederum

· die Vielfalt der Ökosysteme,

· die Vielfalt der Arten sowie

· die genetische Vielfalt innerhalb der Arten zu verstehen.

Vorbelastungen sind vor allem durch bestehende Straßen, Siedlungsräume und intensive Landwirt-
schaft gegeben. Aus den Verkehrstrassen ergeben sich Trennwirkungen und Kollisionsrisiken für die
Fauna sowie Emissionsbelastungen angrenzender Flächen in jeweils unterschiedlicher Intensität.
Bedingt durch die unterschiedlichen Nutzungsansprüche im Raum, z.B. durch Siedlungstätigkeit, Ver-
kehr, Erholungsnutzung oder intensive Landwirtschaft, ist die Bedeutung von Flora und Fauna immer
auch durch die städtebauliche Entwicklung vorbelastet bzw. auch zukünftig belastet.

5.2 Fläche und Boden

Bei dem Bodentyp im Plangebiet handelt es sich um Mittlere Pseudogley-Parabraunerde. Dieser Boden-
typ stellt laut NIBIS (2021)3 einen schutzwürdigen Boden aufgrund der äußerst hohen Bodenfruchtbar-
keit dar.

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca.9.200 m², die überwiegend als Ackerfläche genutzt
werden.

Der Boden ist durch intensive landwirtschaftliche Nutzung vorbelastet. Der mittlere Versiegelungsgrad in
Bad Nenndorf liegt im Jahr 2020 bei 11,71 % und dabei im Mittel der Nettoversiegelung4.

2 Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung (1993): Covention on Biological Diversity (CBD)
3 Aufgerufen am 15.03.2022: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/, schutzwürdige Böden
4 Aufgerufen am 15.03.2022: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/, mittlere Versiegelung 2020 der Gemeinden Niedersachsen
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Das Schutzgut Boden hat aufgrund der Vorbelastung vor allem im Bereich der landwirtschaftlich intensiv
genutzten Nutzflächen keine besondere Schutzfunktion.

5.3 Grund- und Oberflächenwasser

Das Untersuchungsgebiet hat eine mittlere Grundwasserneubildungsrate von 200-250 mm/a mit einem
hohen Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung. Die Durchlässigkeit der oberflächennahen Ge-
steine ist als mittel einzustufen5. Ein besonderer Schutzbedarf für das Schutzgut Grundwasser ist hier
nicht festzustellen.

Entlang der K 52 verläuft ein Graben, der nur temporär wasserführend ist. Er dient als Entwässerungs-
mulde und ist daher lediglich für den Oberflächenabfluss von Bedeutung. Ein besonderer Schutzbedarf
für das Schutzgut Oberflächenwasser besteht jedoch nicht. Der Graben wird im Rahmen der Schutzgü-
ter Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt bewertet.

5.4 Klima/Luft

Der Vorhabenbereich weist eine Niederschlagsrate im Jahr von 739 mm im 30jährigen Zeitraum von
2021-2050 auf und wird dabei als gering eingeordnet. Die Durchschnittstemperatur liegt bei 10,9°C im
30jährigen Zeitraum 2021-2050 pro Jahr und ist dabei im oberen im Mittel des Jahresdurchschnittes ein-
zustufen (NIBIS 2022).

Makroklima

Die lufthygienischen Verhältnisse im Vorhabengebiet werden von den Emittenten der näheren Umge-
bung bestimmt. Im Nahbereich des Vorhabens sind keine nennenswerten Emittenten zu verzeichnen.
Lediglich die das Plangebiet querende Kreisstraße 52, intensiv landwirtschaftlich genutzte Flächen so-
wie Wohnbebauung befinden sich angrenzend an das Plangebiet. Daher ist von einer relativ guten luft-
hygienischen Situation im Vorhabengebiet auszugehen.

Mikro-/Mesoklima

Mikroklimatisch sind vor allem Vegetationsbedeckung, Versiegelungsgrad und Bodennutzung von Be-
deutung. Die Ackerfläche im Vorhabengebiet stellt aufgrund ihrer kurzen Vegetationsbedeckung ein gu-
tes Kaltluftentstehungsgebiet dar, da sich die Bodenoberfläche schnell erhitzen bzw. abkühlen kann.
Weiterhin sind die Gehölzstrukturen bzw. die alten Alleebäume entlang der K 52 als Frischluftproduzen-
ten zu bezeichnen.

Die gebildete Kalt- und Frischluft sorgt bei den im Nahbereich des Vorhabengebietes befindlichen
Wohnbebauungen insbesondere für die Ortschaft Riehe für Temperaturabsenkung, erhöht die Luft-
feuchtigkeit und filtert Luftverunreinigungen aus.

5 Aufgerufen am 15.03.2022: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/,Hydrogeologische Karte von Niedersachsen 1 : 50 000 – Mittlere
jährliche Grundwasserneubildungsrate 1981 - 2010, Methode mGROWA18, Hydrogeologische Übersichtskarte von Niedersach-
sen 1 : 200 000 - Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung, Durchlässigkeit der oberflächennahen Gesteine
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Entscheidend für die geländeklimatische Situation sind vor allem die Oberflächen- und die Nutzungsfor-
men bzw. der Vegetationsstand. Die Kalt- und Frischluftproduktion in Zusammenhang mit der klimaöko-
logischen Ausgleichsfunktion ist dabei von besonderer Bedeutung.

Die Siedlungsbereiche der Ortschaften Waltringhausen und Riehe weisen bereits einen relativ hohen
Durchgrünungsgrad auf, so dass hier von einer geringen Überwärmungsintensität und auch relativ ge-
ringen lufthygienischen Belastung auszugehen ist. Dennoch ist der Bedarf an klimaökologischem Aus-
gleich ständig gegeben, so dass hier ein besonderer Schutzbedarf festzustellen ist.

5.5 Landschaftsbild

Gemäß Landschaftsrahmenplan ist das Plangebiet eine gehölzarme Landschaft mit vorherrschender
Ackernutzung und daher von mittlerer Bedeutung für das Landschaftsbild. Innerhalb des Plangebietes
liegt eine Grünzäsur. Hier ist das Zusammenwachsen von Siedlungen zu vermeiden. Die älteren Allee-
bäume entlang der K 52 stellen landschaftsbildprägende Elemente dar. Bei dem Plangebiet handelt es
sich um Bereiche, in denen Natur und Landschaft aufgrund intensiver Nutzung beeinträchtigt ist. Auf-
grund der Grünzäszur und der landschaftsbildprägenden Gehölze ist hier jedoch von einem besonderen
Schutzbedarf auszugehen.

5.6 Kultur- und sonstige Sachgüter

Laut schriftlicher Mitteilung der Kommunalarchäologie in Bückeburg vom 17.03.2022 sind insbesondere
aus der näheren Umgebung des Plangebietes archäologische Funde bekannt geworden. Durch Oberflä-
chenbegehungen und zuletzt durch eine Sonderabgrabung konnten am Lindenbrink, bei Riehe, etwa
300 m nordwestlich des Plangebietes, Nachweise einer mittelalterlichen wüst gefallenen Siedlungsstelle
erbracht werden (Riehe FStNr. 3). Der Ausdehnung dieser Siedlungsstelle ist bislang unbekannt, da der
Siedlungsplatz erst 2016 entdeckt wurde und bislang nicht systematisch erforscht werden konnte. Es ist
nicht ausgeschlossen, dass sich die mittelalterliche Besiedlung bis in das Plangebiet erstreckt. Ebenso
ist östlich des Plangebietes eine römische Münze entdeckt worden, die auf die Anwesenheit viel älterer
Siedlungsstrukturen schließen lässt. Mit dem Auftreten archäologischer Bodenfunde im Plangebiet ist
daher zu rechnen. Daher besteht ein besonderer Schutzbedarf für das Schutzgut Kultur- und sonstige
Sachgüter.

5.7 Wechselwirkungen

Zwischen den einzelnen Umweltschutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechselwirkungen.
Die Umweltschutzgüter Boden und Wasser und die Nutzungsintensität einer Fläche prägen den Lebens-
raum für Pflanzen und Tiere, das Landschaftsbild und die Erholungsfunktion. Eine Einzelbeschreibung
der Umweltschutzgüter ist nicht zielführend. Die Wechselwirkungen wurden im Kapitel 5 „Beschreibung
des derzeitigen Umweltzustands“ berücksichtigt.
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5.8 Voraussichtliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung

Bei einer Nichtdurchführung der Planung sind Nutzungsänderungen oder -funktionen innerhalb des
Plangebietes nicht ersichtlich. Die landwirtschaftlichen Flächen werden zunächst weiterhin als Ackerflä-
chen genutzt.

6 Artenschutz

6.1 Grundlagen

Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen ergeben sich zum einen aus dem Bundesnaturschutzgesetz
(Kapitel 5 BNatSchG) sowie zum anderen direkt aus den europäischen Richtlinien 92/43/EWG (FFH-
Richtlinie) und 79/409/EWG (Vogelschutzrichtlinie). In den Regelungen des BNatSchG wird zwischen
den „besonders“ und den „streng“ geschützten Arten unterschieden. Die unterschiedlichen Schutzkate-
gorien des Artenschutzes basieren auf nationalem und internationalem Recht. Sie werden gemäß § 7
Abs. 2, Nr. 13 und 14 BNatSchG wie folgt definiert:

§ 7 Nr. 13 - besonders geschützte Arten

a) Arten der Anhänge A und B der EG – Artenschutzverordnung (EG-VO)

b) Arten des Anhangs IV der FFH-RL sowie alle europäischen Vogelarten nach Art. 1 der Vo-
gelschutz- Richtlinie (VSch-RL)

c) Arten der Anlage 1, die in Spalte 2 der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) mit einem
Kreuz gekennzeichnet sind

§ 7 Nr. 14 - streng geschützte Arten

a) Arten des Anhangs A der EG – Artenschutzverordnung (EG-VO)

b) Arten des Anhangs IV der FFH-RL

c) Arten der Anlage 1, die in Spalte 3 der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) mit einem
Kreuz gekennzeichnet sind.

Europarechtlich ist der Artenschutz in den Artikeln 12, 13 und 16 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates
zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen vom 21.05.1992
- FFH-RL - sowie in den Artikeln 5, 7 und 9 der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten vom 30. November 2009 - Vogelschutz-
Richtlinie VSch-RL - festgelegt. Im nationalen deutschen Naturschutzrecht ist der Artenschutz in den
Bestimmungen der §§ 44 und 45 BNatSchG umgesetzt. Die Länder können keine abweichenden Rege-
lungen zum Artenschutz treffen.

Daher stehen die europarechtlich geschützten Arten im Fokus von artenschutzrechtlichen Betrachtun-
gen. Dazu gehören folgende Arten:
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· Arten nach Anhang IV der FFH Richtlinie

· Heimische europäische Vogelarten

Umwelthaftung bei Biodiversitätsschäden

Der § 19 Absatz 3 des BNatSchG in der Fassung vom 08.04.2008 wurde in die Neufassung des
BNatSchG nicht übernommen. Nach dem BNatSchG in der Fassung vom 07.08.2013 erfolgt gemäß
§ 19 BNatSchG die Prüfung für die Arten und Lebensräume, die in Art. 4 Abs. 2 oder in Anhang I der
VSch-RL oder in den Anhängen II und IV der FFH-RL aufgeführt sind sowie auf natürliche Lebens-
räume. Da die Arten des Anhangs IV der FFH-RL und deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie die
Arten des Art. 4 Abs. 2 oder in Anhang I der VSch-Rl (Europäische Vogelarten) und deren Lebensräume
durch die Prüfung gemäß § 44 BNatSchG hinreichend abgeprüft werden, ergibt sich demnach die Prü-
fung gemäß § 19 BNatSchG „nur noch“ für die Arten des Anhangs II der FFH-RL, die nicht auch Arten
des Anhang IV sind, sowie für natürliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse (außer-
halb von FFH-Gebieten).

Arten, die weder europarechtlich geschützt sind noch zu den Verantwortungsarten und den Arten nach
§ 19 BNatSchG zählen, sind im Rahmen der Eingriffsregelung zu berücksichtigen.

6.2 Mögliche Ausnahmen und Befreiungen

Die Möglichkeit von Ausnahmen bzw. Befreiungen kann erst in Verbindung mit der artenschutzrechtli-
chen Prüfung in Genehmigungsverfahren erwogen werden, sofern unvermeidbare Verbotstatbestände
eintreten. Die Ausführungen hier haben daher lediglich informativen Charakter.

Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG

Werden Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG bezüglich der gemeinschafts-
rechtlich geschützten Arten erfüllt bzw. können nicht ausgeschlossen werden, müssen für eine Projekt-
zulassung die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG erfüllt sein. Danach können „die
nach Landesrecht zuständigen Behörden (…) von den Verboten des § 44 im Einzelfall (…) Ausnahmen
zulassen,

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger gemeinwirtschaftlicher
Schäden,

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt,
3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende

Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung,
4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Landes-

verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkun-
gen auf die Umwelt oder

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich sol-
cher sozialer oder wirtschaftlicher Art.

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich
der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert. Artikel 16 Abs. 3 der Richtlinie
92/43/EWG und Artikel 9 Abs. 2 der Richtlinie 79/409/EWG sind zu beachten. Soweit es sich nicht um
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Tiere und Pflanzen der streng geschützten Arten handelt, können die Landesregierungen Ausnahmen
nach Satz 1 auch allgemein durch Rechtsverordnung zulassen. Die Landesregierungen können die Er-
mächtigung nach Satz 4 durch Rechtsverordnung auf andere Landesbehörden übertragen.“

Die Voraussetzungen für eine Ausnahme sind demnach in Anlehnung an Art. 16 Abs. 3 der FFH-Richtli-
nie und Art. 9 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie:

- zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses,
- keine zumutbaren Alternativen vorhanden,
- keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der Populationen der Art,
- bei Arten nach Anhang IV FFH-RL Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustandes der Popu-

lation (gem. Art. 16 Abs. 1 FFH-RL).

Eine Ausnahme nach § 45 (7) wird bei Anhang IV-Arten oder europäischen Vogelarten erforderlich,
wenn die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG erfüllt sind. Dies bedeutet, dass sich der Erhaltungs-
zustand der lokalen Population verschlechtern kann und / oder die ökologische Funktion der vom Ein-
griff betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang - trotz Vermeidungs-
und vorgezogenen Ausgleichs- bzw. CEF-Maßnahmen - nicht mehr gewährleistet werden kann.

Befreiungen nach § 67 BNatSchG

„Von den Verboten des § 44 kann auf Antrag Befreiung gewährt werden, wenn dies aus Gründen des
überwiegenden öffentlichen Interesses sowie die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer un-
zumutbaren Belastung führen würde. Die Befreiung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden
(…)“.

6.3 Artenschutzrechtliche Potentialabschätzung nach § 44 BNatSchG

6.3.1 Vorgehen

In der artenschutzrechtlichen Potentialabschätzung nach § 44 BNatSchG ist für die sog. europarechtlich
geschützten Arten zu beurteilen, ob

· Tiere der besonders geschützten Art verletzt oder getötet werden [§ 44 (1), Nr. 1]

· wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich gestört
werden; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand
der lokalen Population der Art verschlechtert [§ 44 (1) Nr. 2].

· Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus
der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden [§ 44 (1) Nr. 3] und die ökologische
Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte infolge der Eingriffe nicht mehr erfüllt
ist [§ 44 (1) Nr. 3]

· wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der
Natur entnommen, sie o. ihre Standorte beschädigt oder zerstört werden [§ 44 (1) Nr. 4]
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Aufgrund der größeren Anzahl potenziell betroffener Arten ist es sinnvoll, die für das Vorhaben relevan-
ten Arten systematisch einzugrenzen. Die Eingrenzungen können aufgrund eines geographischen, ei-
nes ökologischen und aufgrund eines wirkungsbezogenen Ansatzes vorgenommen werden (vgl. GEL-
LERMANN & SCHREIBER, 2007; S.194 ff). Nach einer vorab durchgeführten Daten- und Literaturrecherche
können folgende Arten ausgeschlossen werden:

· geographischer Ansatz: Arten, die aufgrund ihrer natürlichen Verbreitung nicht im Planungsraum
vorkommen (nach Verbreitungskarten und -angaben)

· ökologischer Ansatz: Arten, die im Wirkungsraum des Vorhabens nicht vorkommen können, weil
ihre Habitate nicht vorhanden sind (Beurteilung z. B. auf Basis von Biotopkartierungen, Luftbil-
dern, Geländebegehungen); dabei werden aber nur Arten ausgeschlossen, deren Hauptlebens-
raumtyp generell nicht vorhanden ist („Lebensraumgrobfilter“, z. B. Wälder, Grünland, Gewässer,
Küsten, Siedlung) bzw. die eine sehr enge Bindung an ganz spezielle, seltene Habitate haben,
die im Gebiet nicht vorkommen (z.B. Moore, Sümpfe, Kiesbänke, Lösswände)

· wirkungsbezogener Ansatz: Arten, bei denen eine Empfindlichkeit gegenüber den projektspezifi-
schen Wirkungen grundsätzlich nicht vorhanden oder projektspezifisch so gering ist, dass mit hin-
reichender Sicherheit davon ausgegangen werden kann, dass keine Verbotstatbestände ausge-
löst werden können

Für die artenschutzrechtliche Potentialabschätzung für das B-Plangebiet wurden folgende Grundlagen
herangezogen (vgl. auch Literaturverzeichnis):

· Ergebnisse der Übersichtsbegehung im September 2021 mit Feststellung der Biotoptypen nach
DRACHENFELS (2021)

· Verbreitungsatlas der Amphibien und Reptilien Deutschlands (DGHT 2018)

· Verbreitungskarten mit den Verbreitungsgebieten der Pflanzen- und Tierarten der FFH-Richtlinie
(BfN 2019)

· Vollzugshinweise für Arten und Lebensraumtypen, Teile 1-3 – Niedersächsische Strategie zum
Arten- und Biotopschutz. – Hrsg. Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küs-
ten- und Naturschutz (NLWKN 2011)

6.3.2 Vögel

Auf Basis der Biotoptypenkartierung ist einzuschätzen, dass das Plangebiet unterschiedlichen Vogelar-
ten einen Lebensraum bietet. Die potenziell vorkommenden Vogelarten lassen sich aufgrund der im
Plangebiet vorhandenen Lebensräume bestimmten ökologischen „Gilden“ (hier nach Hauptlebens-
raumtyp) zuordnen. Bezüglich der einzelnen Arten in den ökologischen „Gilden“ kann von einer weitge-
henden Übereinstimmung der artspezifischen Argumentationen bezüglich der einzelnen Verbotstatbe-
stände bzw. der möglichen Vermeidungsmaßnahmen ausgegangen werden.

Folgende Artengruppen („Gilden“) können vorkommen und unterschieden werden:

Brutvogelarten der Gehölze
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Innerhalb des Plangebietes sind 3 alte Alleebäume entlang der K 52 vorhanden. Es ist allerdings zu be-
rücksichtigen, dass im Zuge der Bebauung die Alleebäume zum Erhalt festgesetzt werden. Die Gehölz-
strukturen könnten von anspruchslosen Gehölzbrütern (noch zu prüfen) wie z. B. Amsel, Ringeltaube,
Elster oder Mönchsgrasmücke als Brutplatz genutzt werden oder es könnten in Höhlungen Arten wie
Kohlmeise, Blaumeise oder Feldsperling brüten.

Sollten widererwartend jedoch die Bäume entfernt werden müssen, sind zur Vermeidung von Individu-
enverlusten [§ 44 (1) Nr. 1] und der Zerstörung von Fortpflanzungsstätten [§ 44 (1) Nr. 3] die Verbote für
mögliche Gehölzrodungen zwischen 1. März - 30. September nach § 39 BNatSchG zu berücksichtigen.

Brutvogelarten der Offenlandflächen

Auf den Offenlandflächen wie im Bereich der Ackerfläche könnten Arten wie Feldlerche oder Kiebitz vor-
kommen. Als ursprünglicher Steppenbewohner ist die Feldlerche eine Charakterart der offenen Feldflur.
Sie besiedelt reich strukturiertes Ackerland, extensiv genutzte Grünländer und Brachen sowie größere
Heidegebiete. Der Kiebitz ist zwar ein Charaktervogel offener Grünlandgebiete und bevorzugt feuchte,
extensiv genutzte Wiesen und Weiden besiedelt jedoch seit einigen Jahren verstärkt auch Ackerland.

Der Brutplatz des Kiebitzes befindet sich in einem Abstand von mindestens 100 m zu hohen, geschlos-
senen Vertikalkulissen (große und dichte Baumreihen, Wälder, Siedlungen, große Hofanlagen) und
Stromleitungen. Die Feldlerche brütet mit einem Mindestabstand von mindestens 60-120 m zu Gehölz-
strukturen und Siedlungen (NLWKN 2011). Da es sich bei dem Plangebiet und der angrenzenden Um-
gebung um einen weitreichenden Ackerstandort handelt, dessen Randstrukturen keine durchgehenden
vertikal Strukturen aufweisen, ist von einem Vorkommen der oben genannten Arten auszugehen bzw. ist
ein Vorkommen dieser Arten potenziell möglich.

Daher ist für das Plangebiet und dessen Umgebung eine avifaunistische Kartierung durchzuführen.

Ergebnis der Kartierung und ggf. Maßnahmen einfügen und auf Kapitel 5.1.1.2 (Bestand Tierarten durch
Kartierung) verweisen.

6.3.3 Fledermäuse

Gemäß Verbreitungskarte des BfN (2019) sind innerhalb des Plangebietes unterschiedliche Fleder-
mausarten zu erwarten. Vor allem Baum bewohnende Arten wie der Große Abendsegler könnten den
Bereich als Winterquartier sowie als Jagd- oder Transferfluggebiet nutzen. Darüber hinaus stellen die
Alleebäume mögliche Leitstrukturen für Fledermäuse dar.

Durch das Vorhaben sind keine Verluste von Gehölzen vor allem nicht von den älteren Einzelbäumen zu
erwarten. Falls es jedoch widererwartend zu Baumfällungen kommen, ist es erforderlich, die zu entfer-
nenden Laubbäume im unbelaubten Zustand vor Fällung durch eine biologische Fachkraft auf Quartier-
potential (insbesondere Winterquartiere) zu prüfen und ein Fledermausbesatz zum Zeitpunkt der Ro-
dung auszuschließen bzw. entsprechende Maßnahmen bei einem Positivbefund einzuleiten. Somit kön-
nen Individuenverluste sowie Verluste von vor allem möglichen Winterquartieren vermieden werden.

Ergebnis der Kartierung und ggf. Maßnahmen einfügen und auf Kapitel 5.1.1.2 (Bestand Tierarten durch
Kartierung) verweisen.
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6.3.4 Sonstige Säugetiere

Bei den sonstigen Säugetierarten (ohne Fledermäuse) wird keine Art als prüfrelevant eingestuft. Entwe-
der sind die Arten nicht im Gebiet verbreitet (z. B. Fischotter) und/oder es fehlt der geeignete (großflä-
chige) Lebensraum (Wolf, Luchs, Wildkatze). Für den auf dem Gebiet bzw. im Naturraum der Samtge-
meinde Bad Nenndorf nachgewiesenen Feldhamster (Cricetus cricetus) sind im Betrachtungsgebiet ge-
eignete Habitate vorhanden, in denen er vorkommen könnte. Für den auf dem Gebiet bzw. im Natur-
raum der Samtgemeinde Bad Nenndorf nachgewiesenen Biber (Castor fiber) hingegen sind keine Habi-
tatstrukturen vorhanden.

Im Zuge der frühzeitigen Beteiligung sind von Seiten des Landkreises bzw. der Unteren Naturschutzbe-
hörde Hinweise auf ein Vorkommen einer Hamsterpopulation in der Nähe des potenziellen Plangebietes
aus den Jahren 2003 – 2005 eingegangen. Derzeit sind der Unteren Naturschutzbehörde keine Feld-
hamstervorkommen bekannt. Ein Vorkommen ist jedoch seitens der Unteren Naturschutzbehörde nicht
auszuschließen. Aus diesem Grund werden Aussagen über das Vorkommen von Feldhamstern erfor-
derlich sein (ggfs. ohne Untersuchung). Der Leitfaden "Berücksichtigung des Feldhamsters in Zulas-
sungsverfahren und in der Bauleitplanung" des NLWKNs (2016) trifft folgende Aussage: "Kann ein Vor-
kommen des Feldhamsters zweifelsfrei ausgeschlossen werden, bedarf es keiner weiteren Untersu-
chung." Zuvor sind alle verfügbaren Informationen einzubeziehen und auszuwerten. Das Plangebiet und
deren Umgebung sollte im Rahmen einer einmaligen Begehung durch eine biologische Fachkraft auf
Hinweise (Fallröhren oder Fraßspuren etc.) überprüft werden, ob hier ein Vorkommen von Feldhamster
möglich ist. Falls derartige Hinweise vorgefunden werden, ist eine Feldhamster-Kartierung durchzufüh-
ren. Wenn zweifelsfrei ein Vorkommen auszuschließen ist, dann reicht in diesem Fall auch eine Potenti-
alanalyse aus.

Ergebnis der Kartierung und ggf. Maßnahmen einfügen und auf Kapitel 5.1.1.2 (Bestand Tierarten durch
Kartierung) verweisen.

6.3.5 Fische

Die Artengruppe ist nicht prüfrelevant. Die 4 artenschutzrechtlich relevanten Fischarten Baltischer Stör,
Europäischer Stör, Donau-Kaulbarsch und Schnäpel kommen nicht im Naturraum vor. Des Weiteren
sind auch keine geeigneten Gewässer innerhalb des Plangebietes vorhanden.

6.3.6 Amphibien

Ergebnis der Potenzialabschätzung ist, dass für keine der 13 artenschutzrechtlich relevanten Amphi-
bienarten ein Vorkommen im Vorhabengebiet zu erwarten ist. Gemäß Verbreitungsatlas der Amphibien
und Reptilien Deutschlands (DGHT 2018) sind im Vorhabengebiet artenschutzrechtlich relevante Am-
phibien wie Rot- und Gelbbauchunke, Geburtshelfer-, Wechselkröte, Kreuzkröte, Knoblauchkröte, Al-
pensalamander, Springfrosch, Moorfrosch, kl. Wasserfrosch, Laubfrosch, Alpen-Kammmolch und
Kammmolch nicht oder nicht mehr verbreitet. Des Weiteren sind auch keine geeigneten Habitatstruktu-
ren wie Stillgewässer innerhalb des Plangebietes vorhanden.
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6.3.7 Reptilien

Von den 9 artenschutzrechtlichen relevanten Reptilien (Schlingnatter, Kroatische Gebirgseidechse, Zau-
neidechse, Westliche Smaragdeidechse, Östliche Smaragdeidechse, Würfelnatter, Mauereidechse, Eu-
ropäische Sumpfschildkröte und Äskulapnatter) wird keine der Arten als prüfrelevant eingestuft, da diese
Arten gemäß Verbreitungsatlas der Amphibien und Reptilien Deutschlands (DGHT 2018) im betroffenen
Naturraum nicht nachgewiesen worden sind. Darüber hinaus sind auch keine geeigneten Habitatstruktu-
ren für diese Arten innerhalb des Plangebietes vorhanden, so dass ein Vorkommen ausgeschlossen
werden kann.

6.3.8 Schmetterlinge

Die 16 artenschutzrechtlich relevanten Schmetterlingsarten sind sehr seltene Habitatspezialisten und
gemäß Verbreitungskarte des BfN (2019) nicht im Plangebiet verbreitet. Des Weiteren sind keine geeig-
neten Habitatstrukturen innerhalb des Plangebietes festzustellen.

6.3.9 Libellen

Ergebnis der Potenzialabschätzung ist, dass keine der 8 artenschutzrechtlich relevanten Libellenarten
als prüfrelevant angesehen werden muss. Die Arten der Flüsse sind im Gebiet nicht verbreitet bzw. es
fehlen geeignete Lebensräume (Gekielte Smaragdlibelle, Grüne Flussjungfer, Asiatische Keiljungfer).
Auch die anspruchsvollen Arten der Stillgewässer kommen nicht im Bereich des Plangebietes vor
(Grüne Mosaikjungfer, Sibirische Winterlibelle, Moosjungfer-Arten), da die Habitatstrukturen fehlen.

6.3.10 Käfer

Ergebnis der Potenzialabschätzung ist, dass für keine der 9 artenschutzrechtlich relevanten Käferarten
ein Vorkommen im Plangebiet zu erwarten ist. Der Goldstreifiger Prachtkäfer gilt in ganz Deutschland
als ausgestorben. Weitere Arten kommen nicht im betroffenen Naturraum vor (Alpenbock, Breitrand,
Eremit, Schmalbindiger Breitflügel-Tauchkäfer, Heldbock, Rothalsiger Düsterkäfer, Scharlachkäfer, Vier-
zähniger Mistkäfer). Die Artengruppe der Käfer ist somit nicht prüfrelevant.

6.3.11 Weichtiere

Bei den 4 artenschutzrechtlich relevanten Arten der Weichtiere (Zierliche Tellerschnecke, Banat-Felsen-
schnecke, Gebänderte Kahnschnecke und Gemeine Flussmuschel) handelt es sich ebenfalls um Arten,
die für das Plangebiet ausgeschlossen werden können, weil sie hier nicht verbreitet sind und weil ent-
sprechende Lebensräume fehlen. Sie sind damit nicht prüfrelevant.

6.3.12 Blütenpflanzen und Farne

Von den 28 artenschutzrechtlich relevanten Blütenpflanzen und Farne wird im Ergebnis der Potenzialab-
schätzung keine Art als prüfrelevant eingestuft. Die meist sehr seltenen und an spezielle Standorte ge-
bundenen Arten sind im Plangebiet bzw. im Naturraum nicht verbreitet.
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6.4 Artenschutzrechtliche Potentialabschätzung nach § 19 BNatSchG

Nach dem BNatSchG in der Fassung vom 07.08.2013 erfolgt gemäß § 19 BNatSchG die Prüfung für die
Arten und Lebensräume, die in Art. 4 Abs. 2 oder in Anhang I der VSch-RL oder in den Anhängen II und
IV der FFH-RL aufgeführt sind sowie auf natürliche Lebensräume. Da die Arten des Anhangs IV der
FFH-RL und deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie die Arten des Art. 4 Abs. 2 oder in Anhang I
der VSch-Rl (Europäische Vogelarten) und deren Lebensräume durch die Prüfung gemäß § 44
BNatSchG hinreichend abgeprüft werden (s.o.), ergibt sich demnach die Prüfung gemäß § 19
BNatSchG „nur noch“ für die Arten des Anhangs II der FFH-RL sowie für natürliche Lebensraumtypen
von gemeinschaftlichem Interesse (außerhalb von FFH-Gebieten).

Die meisten Arten des Anhangs II der FFH-RL sind auch im Anhang IV der FFH-RL aufgeführt und wur-
den somit in der Potenzialabschätzung nach § 44 BNatSchG behandelt. Bei den Fischen (z.B. Rapfen,
Steinbeißer, Groppe, Bach- und Meerneuauge, Schlammpeitzger, Bitterling), Weichtieren (z.B. Fluss-
perlmuschel, Windelschnecken-Arten), Schmetterlingen (z.B. Skabiosen-Scheckenfalter, Spanische
Flagge), Käfern (z.B. Hirschkäfer), Libellen (z.B. Helm- und Vogel-Azurjungfer) und bei den Moosen
(z.B. Haar-Klauenmoos) könnten jedoch weitere relevante Arten hinzutreten.

Gemäß Verbreitungskarte des BfN (2019) kann festgestellt werden, dass innerhalb des Naturraumes
des Plangebietes folgende Arten des Anhang II der FFH-RL vorzufinden sind:

· Groppe (Cottus gobio s.l.)

· Bachneunauge (Lampetra planeri)

· Steinbeißer (Cobitis taenia)

Innerhalb des Plangebietes sind keine geeigneten Lebensräume für die hier genannten Arten vorhan-
den, so dass ein Vorkommen dieser Arten hier gänzlich ausgeschlossen werden kann.

Des Weiteren sind innerhalb des Plangebietes keine natürlichen Lebensraumtypen von gemeinschaftli-
chem Interesse (außerhalb von FFH-Gebieten) festzustellen.

Damit ist abschließend einzuschätzen, dass, wenn die Empfehlungen der Potenzialabschätzung nach
§ 44 BNatSchG vollständig berücksichtigt werden, keine Biodiversitätsschäden im Sinne von § 19
BNatSchG bzw. im Sinne des Umweltschadensgesetzes zu erwarten sind.

6.5 Fazit

Da bestimmte Vogelarten (u.a. Feldlerche) im Plangebiet nicht ausgeschlossen werden können, ist eine
avifaunistische Kartierung durchzuführen.

Falls eine Beseitigung der Alleebäume erforderlich wird, kann eine Tötung von Vögeln nicht ausge-
schlossen werden. Dies kann durch mögliche vorhabenbedingte Fällarbeiten und Beseitigung von Ge-
hölzstrukturen außerhalb der Brut- und Aufzuchtszeit vermieden werden. Nach § 39 Abs. 5 Satz 2
BNatSchG ist es im Zeitraum vom 1. März bis 30. September nicht gestattet „Bäume, die außerhalb des
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Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende
Zäune, Gebüsche und andere Gehölze […] abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen“. Dadurch ist
der Zeitraum für Fällarbeiten und Gehölzentfernung auf Oktober bis Februar beschränkt und liegt somit
außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit.

Falls eine Beseitigung der Alleebäume erforderlich wird, kann die Tötung von einzelnen Individuen (Fle-
dermäuse) nach § 44 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG sowie die Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten von Fledermäusen (hier vor allem Winterquartiere) nach § 44 Abs. 1 Satz 3 BNatSchG nicht aus-
geschlossen werden. Daher ist es erforderlich, die zu fällenden Altbäume im unbelaubten Zustand auf
ein Vorkommen von Fledermausquartieren (hier vor allem Winterquartiere) durch geschultes Personal
bzw. durch eine biologische Fachkraft begleiten bzw. überprüfen zu lassen, um somit ein Fledermaus-
besatz zum Zeitpunkt der Rodung auszuschließen bzw. entsprechende Maßnahmen bei einem Positiv-
befund einzuleiten.

Das Plangebiet und deren Umgebung sollte im Rahmen einer einmaligen Begehung durch eine biologi-
sche Fachkraft auf Hinweise (Fallröhren oder Fraßspuren etc.) überprüft werden, ob hier ein Vorkom-
men von Feldhamster möglich ist. Falls derartige Hinweise vorgefunden werden, ist eine Feldhamster-
Kartierung durchzuführen.

Ergebnis der Kartierung und ggf. Maßnahmen einfügen und auf Kapitel 5.1.1.2 (Bestand Tierarten durch
Kartierung) verweisen.

6.6 Darstellung und Bewertung der Umweltauswirkungen bei Durchfüh-
rung der Planung

Die Umweltprüfung wird in einer tabellarischen Übersicht mit den untersuchten und ermittelten Umwelt-
auswirkungen, die bei Durchführung der Planung zu erwarten sind, dargelegt. Dabei werden die direkten
und die etwaigen indirekten, sekundären, kumulativen, grenzüberschreitenden, kurzfristigen, mittelfristi-
gen und langfristigen, ständigen und vorübergehenden sowie positiven und negativen Auswirkungen
durch baubedingte, anlagebedingte, betriebsbedingte Wirkfaktoren in die Umweltprüfung einbezogen. In
den folgenden Kapiteln werden nur die erheblichen Auswirkungen auf die einzelnen Umweltschutzgüter
bezogen erläutert. Als Grundlage für die Prognose der Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfüh-
rung der Planung werden die Angaben zu den geplanten Vorhaben bzw. zu den bauleitplanerisch vorbe-
reiteten baulichen und sonstigen Nutzungen herangezogen. Für die Darstellung und Bewertung der Um-
weltauswirkungen bezogen auf die einzelnen Schutzgüter werden entsprechende Vermeidungs- und
Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt.

6.6.1 Voraussichtliche Wirkfaktoren durch die Planung

Im Folgenden werden die voraussichtlichen Wirkfaktoren durch die Planung genannt, die mit erhebli-
chen Auswirkungen auf die Umwelt verbunden sein können.

Baubedingte Wirkfaktoren:

Während der Bauphase können zeitlich und räumlich begrenzt baubedingte Auswirkungen durch Lärm-,
Schadstoff- und Staubemissionen sowie visuelle Störungen auftreten.



6        Artenschutz

Seite 24

Unter Berücksichtigung der allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Schutz gegen Baulärm6 und der
zeitlich und räumlich begrenzten Wirkfaktoren sind keine erheblichen und nachhaltigen Auswirkungen
zu erwarten. Eine weitere Betrachtung der baubedingten Auswirkungen entfällt damit.

Während der Bauphase können zeitlich und örtlich begrenzte Grundwasserabsenkungen aufgrund von
Leitungsbau oder der Anlage von Versickerungsanlagen erfolgen.

Anlagenbedingte Wirkfaktoren

Es findet eine dauerhafter Flächeninanspruchnahme von insgesamt ca. 9.200 m² und eine Bodenversie-
gelung von ca. 3.900 m² durch die Anlage von Gebäuden, Nebenanlagen und Verkehrsflächen statt.

Betriebsbedingte Wirkfaktoren

Es sind betriebsbedingte Wirkfaktoren durch Lärm- und Lichtemissionen und Bewegungseffekte durch
den Betrieb des Feuerwehrstandortes zu erwarten.

6.6.2 Hinweise zu Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
der nachhaltigen Auswirkungen

Es können Maßnahmen zur Durchgrünung des Feuerwehrstandortes auf der Planungsebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung vorgesehen werden. Grundsätzlich wird eine Erhaltung des vorhandenen Ge-
hölzbestandes i.V.m. einer Anbindung an den östlich außerhalb des Plangebietes befindlichen Waldbe-
reich angestrebt.

6.6.3 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen / Sicherungsmaßnahmen

V1 Das Fällen von Gehölzen und die Baufeldräumung ist nur in dem Zeitraum außerhalb der Aktivi-
tätsperiode der Fledermäuse und der Brutzeit der Brutvögel vom 01.12. bis zum 28.02. durchzuführen.

V2 Bei zu fällenden Alleebäumen sind die Bäume vor dem Fällen im September auf Eignung als
Winterquartier von Fledermäusen von einem Fachgutachter zu untersuchen und vorhandene Höhlun-
gen auf Besatz zu kontrollieren. Bei Nichtbesatz sind die Höhlen vor Beginn der Winterruhe zu ver-
schließen So ist gewährleistet, dass Individuen in ihren Winterquartieren nicht getötet werden

V3 Im Fall nachgewiesener Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen ist rechtzeitig vor
Baubeginn durch einen Fachgutachter zu prüfen, ob die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang auch bei deren Verlust weiter erfüllt ist (vgl. § 44 (5) Nr. 3
BNatSchG). Im Bedarfsfall sind CEF-Maßnahmen vorzusehen, die mit der Naturschutzbehörde abzu-
stimmen sind.

6 In der Bauphase werden die Immissionswerte der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm“ - Geräusch-
immissionen - eingehalten. Es werden nur Geräte eingesetzt, die den gültigen DIN-Normen entsprechen und in gutem betriebs-
und verkehrssicheren Zustand gehalten werden. Die vorgesehenen Geräte müssen außerdem den einschlägigen Schallschutz-
auflagen für den Einsatz entsprechen. Es werden schallgeschützte Maschinen nach TA-Lärm sowie Geräte- und Maschinen-
lärmschutz-Verordnung eingesetzt“.
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V4 Zur Erhöhung des Angebotes an Quartieren werden pro zu beseitigendem Baum mit Quartier-
eignung für Fledermäuse in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde an geeigneten Gehölzen je 4 Fle-
dermauskästen aufgehängt (CEF-Maßnahme als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme).

V5 Zum Schutz lichtempfindlicher Fledermausarten sind für die Beleuchtung auf dem Gelände des
Feuerwehrstandortes insektenabweisende LED-Leuchtmittel zu verwenden.

Vermeidungssachverhalte können final erst mit aufgenommen werden, wenn die Kartierungen
abgeschlossen sind.

6.6.4 Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen

Gehölz- und Biotopschutz

Bei der Bauausführung sind zum Schutz der vorhandenen Gehölzbestände die DIN 18920 (Schutz von
Bäumen, Pflanzenbeständen u. Vegetationsflächen) sowie die RAS —LP 4 (Richtlinie für die Anlage von
Straßen, Teil: Landschaftsgestaltung, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von
Baustellen) zu beachten:

- Die Bäume werden im Bereich der Kronentraufe +1,50m durch einen Zaun (Höhe 2m) ge-
schützt. Ist dies aus technischen Gründen nicht möglich, ist der Stamm mit einer Bohlenumman-
telung (Höhe 2m) zu versehen und der Wurzelraum gegen Verdichtung zu schützen (z.B. Bag-
germatratzen oder Stahlplatten).

- Das Lagern von Stoffen und das Abstellen von Baufahrzeugen im Kronentraufbereich und in
den Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sind zu unterlassen.

- Im Baustellenbereich hineinragende Äste sind hoch zu binden oder - falls anders nicht möglich -
fachgerecht zurückzuschneiden.

- Der Rückschnitt erfolgt nur in der vegetationslosen Zeit.

- Schäden werden zu Lasten des Verursachers sofort behandelt (Baumpfleger!).

- Der Wurzelbereich der Gehölze ist nach den Anforderungen der DIN 18920 zu schützen. Bei
unumgänglichen Eingriffen im Wurzelbereich sind Starkwurzeln möglichst zu erhalten; Abgra-
bungen im Wurzelbereich der durch Stammschutz gesicherten Bäume sind von Hand vorzuneh-
men.

- Die Behandlung der Wurzeln und ein ggf. notwendiger Kronenschnitt (Nachschneiden/Auslich-
ten) sind nach den Anforderungen der ZTV-Baumpflege und DIN 18920 vorzunehmen.

- Die Baumpflegemaßnahmen sind von einem dafür qualifizierten Fachmann (Baumpfleger) aus-
zuführen.

Bei Berücksichtigung der genannten Maßnahmen und Bauzeiten sind keine erheblichen dauerhaften
Auswirkungen auf die Vitalität der Gehölze im Geltungsbereich zu erwarten.

Schutz von Boden und Wasser (Grundwasser und Oberflächengewässer
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- Oberbodensicherung auf bauzeitlich oder dauerhaft beanspruchten Flächen und ordnungsge-
mäße Zwischenlagerung bzw. Wiederverwendung des Oberbodens gemäß DIN 18915

- Ordnungsgemäße Behandlung und Wiederverwendung von Erdaushub gemäß den im Bundes-
land Nordrhein-Westfalen gültigen Gesetze, Verordnungen und Regelungen und unter Beach-
tung einschlägiger Maßnahmen hinsichtlich möglicher Schadstoffbelastungen und Altlasten

- Überprüfung und erforderlichenfalls Behandlung und Reinigung von kontaminierten Abwässern
aus den Tag-, Schichten- und Grundwasserhaltungen der Baugruben der Ingenieurbauwerke
vor Ableitung in Oberflächengewässer

- Maßnahmen zur Minimierung der Staubbelastung und Straßenverschmutzung im Zuge der Erd-
massenbewegungen und –transporte (Vermeidung von Erdarbeiten bei ungeeigneter, feuchter
Witterung, regelmäßige Straßenreinigung, Staubschutz)

- Vermeidung des Eintrags von Schmier- und Betriebsstoffen aus Maschinen und Baufahrzeugen
in Boden und Grundwasser u.a. durch regelmäßige Wartung und Anwendung von Schutzmaß-
nahmen

- Verwendung von dem Stand der Technik entsprechenden, emissionsarmen Baumaschinen und
–fahrzeugen

- ordnungsgemäße Lagerung, Verwendung und Entsorgung von boden- und wassergefährden-
den Stoffen, die auf der Baustelle zum Einsatz kommen

- sofortige ordnungsgemäße Beseitigung von bei Unfällen austretenden Schadstoffen

- Beachtung der gesetzlichen Anforderungen für Baumaßnahmen und Bauwerke zum Schutz des
Grundwassers vor Verunreinigungen

Baubedingte Grundwasserabsenkungen sind nur temporär während der Bauphase durch die Verlegung
von Leitungen und der Anlage von Versickerungseinrichtungen zu erwarten. Zur Vermeidung von Tro-
ckenschäden an Gehölzen im Einflussbereich von temporären Grundwasserhaltungen sind die damit
verbundenen Baumaßnahmen außerhalb der Vegetationszeit vom 01.10. bis 28.02. durchzuführen.

Erhalt der Alleebäume gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Die im Plangebiet bestehenden Alleebäume werden zum Erhalt festgesetzt. Bei Abgängen des gesi-
cherten Gehölzbestandes oder bei der Beseitigung aufgrund einer Befreiung sind Ersatzpflanzungen
ausschließlich mit standortheimischen Gehölzen gleicher Art vorzunehmen.

Folgende Baumart ist zu ersetzen:
Winterlinde (Tilia cordata) H. 3 x v., mB, StU 16-18 cm (Die Pflanzqualität richtet

sich nach den Standortverhältnissen und der Platzver-
fügbarkeit)

Die Errichtung baulicher Anlagen, Abgrabungen, Aufschüttungen, zusätzliche Versiegelungen, sowie
Materiallager und Baustellenverkehr, die Errichtung von Zäunen/Einfriedungen jeglicher Art sowie die
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Lagerung von Gehölzschnitt und sonstigen Gartenabfällen ist innerhalb des Kronentraufbereiches zu-
züglich 1,5 m unzulässig.

Hier noch schauen, ob die Alleebäume erhalten bleiben können

6.6.5 Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes

Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes werden auf der Ebene des Flächennutzungsplanes
nicht ergänzend dargestellt. Aussagen zu entsprechenden Maßnahmen und Festsetzungen werden auf
der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung getroffen.

6.7 Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter

In den folgenden Kapiteln werden nur die erheblichen kompensationspflichtigen Auswirkungen auf die
einzelnen Schutzgüter dargestellt.

6.7.1 Auswirkungen auf die Pflanzen, Tiere und Biologische Vielfalt

Die Gesamtbeanspruchung des Vorhabens beträgt ca. 9200 m², wobei hier überwiegend Ackerfläche
mit dem Wertfaktor 1 beansprucht wird. Insgesamt werden ca. 3.900 m² durch die Anlage von Gebäu-
den und Verkehrsflächen versiegelt. Die Alleebäume werden durch Festsetzungen zum Erhalt in das
Planungskonzept integriert. Durch die Versiegelung sind erhebliche Auswirkungen für das Schutzgut
Pflanzen festzustellen.

Durch die Rodung von Alleebäumen wird wertvoller Brutraum für gehölzbewohnende Brutvögel besei-
tigt. Die Veränderungen und Beseitigungen von Teil- und Lebensräumen für Fledermäuse und Brutvögel
hat erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere. Entsprechende Vermeidungs- und Ausgleichs-
maßnahmen sind zu berücksichtigen.

Andere Tierartengruppen werden aufgrund fehlender Habitatstrukturen und Biotopkomplexe nicht beein-
trächtigt.

6.7.2 Auswirkungen auf Fläche und Boden

Es werden insgesamt ca. 9.200 m² landwirtschaftliche Flächen für ein Feuerwehrstandort zur Verfügung
gestellt. Durch die Anlage von Gebäuden und Verkehrsflächen werden insgesamt 3.900 m² versiegelt.
Im Bereich der Bodenversiegelungen sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden durch den damit
einhergehenden Verlust der Bodenfunktion erheblich.

6.7.3 Auswirkungen auf Grund- und Oberflächenwasser

Baubedingte Grundwasserabsenkungen sind nur temporär während der Bauphase durch die Verlegung
von Leitungen und der Anlage von Versickerungseinrichtungen zu erwarten. Das gereinigte Oberflä-
chenwasser wird in das Regenrückhaltebecken zurückgehalten oder vor Ort versickert und damit dem
Grundwasser wieder zugeführt.
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Unter Berücksichtigung der im Kapitel 6.6.3 genannten Vermeidungsmaßnahmen sind insgesamt keine
dauerhaften Auswirkungen auf das Schutzgut Grundwasser und das Grundwasserdargebot zu erwarten.

Im Plangebiet ist eine nur temporäre Entwässerungsmulde entlang der K 52 festzustellen. Diese Mulde
wird nach Beendigung der Bauarbeiten wieder hergestellt und begrünt. Es sind keine erheblichen Aus-
wirkungen auf Schutzgut Oberflächengewässer festzustellen.

6.7.4 Auswirkungen auf Klima/Luft

Die Versieglung einer Ackerfläche kann insbesondere in den heißen Sommermonaten zu einer Überhit-
zung und Veränderung des lokalen Klimas führen. Durch den relativ hohen Durchgrünungsgrad in den
naheliegenden Ortschaften ist hier allerdings von einer geringen Überwärmungsintensiät und einer rela-
tiv geringen lufthygienischen Belastung auszugehen. Durch den Erhalt der Bäume im Straßenraum und
durch weitere landwirtschaftlich genutzte Flächen in der Umgebung der Ortschaften bleibt die lokal kli-
matische Ausgleichsfunktion erhalten.

Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft zu erwarten.

6.7.5 Auswirkungen auf Landschaft

Innerhalb des Plangebietes liegt eine Grünzäsur. Da es sich bei dem Vorhaben um den Bau eines Feu-
erwehrstandortes handelt, bleibt die Grunzäsur weitestgehend erhalten und ein Zusammenwachsen der
Siedlungen ist durch das Vorhaben nicht erkennbar. Die älteren Alleebäume entlang der K 52 stellen
landschaftsbildprägende Elemente dar und werden zum Erhalt festgesetzt.

Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwarten.

6.7.6 Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter

Laut schriftlicher Mitteilung der Kommunalarchäologie in Bückeburg vom 17.03.2022 sind insbesondere
aus der näheren Umgebung des Plangebietes archäologische Funde bekannt geworden

Die genannten Fundstellen sind Kulturdenkmale i. S. v. § 3 Abs. 4 des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes (NDSchG). Durch die geplanten Bau- und Erdarbeiten würden die archäologischen Kul-
turdenkmale in Teilen unwiederbringlich zerstört. Sämtliche in den Boden eingreifenden Erdarbeiten, wie
Erschließungsarbeiten, Oberbodenabtrag und alle in den Unterboden reichenden Bodeneingriffe, bedür-
fen nach § 13 Abs. 1 NDSchG einer denkmalrechtlichen Genehmigung der unteren Denkmalschutzbe-
hörde des Landkreises. Bei baugenehmigungspflichtigen Maßnahmen ist diese zusammen mit der Bau-
genehmigung zu erteilen. Diese kann gem. § 13 Abs. 2 NDSchG versagt oder mit Auflagen und Bedin-
gungen verbunden werden.

Mit folgenden Nebenbestimmungen ist zu rechnen:
· Der angestrebte Beginn der Bau- und Erdarbeiten (Oberbodenabtrag und alle in den Unterbo-

den reichenden Erdarbeiten) ist sobald wie möglich, mindestens aber vier Wochen vorher
schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige ist an die Untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises
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sowie an die zuständige Kommunalarchäologie (Schloßplatz 5, 31675 Bückeburg, Tel.
05722/9566-15 oder Email: archaeologie@schaumburgerlandschaft.de) zu richten.

· Der Oberbodenabtrag hat mit einem Hydraulikbagger mit zahnlosem, schwenkbarem Grabenlöf-
fel nach Vorgaben und im Beisein der Kommunalarchäologie oder einer zu beauftragenden Gra-
bungsfirma zu erfolgen.

· Zur Verbesserung der Planungssicherheit sollten im Vorfeld und in Abstimmung mit der Kom-
munalarchäologie archäologische Voruntersuchungen in Form von Sondagen durchgeführt wer-
den. Erst dadurch kann die Denkmalqualität und -ausdehnung bestimmt und Störungen des
weiteren Bauablaufes durch unerwartet auftretende Funde minimiert werden.

· Im Falle erhaltener Befunde sind wiederum in Abstimmung mit der Kommunalarchäologie ar-
chäologische Ausgrabungen anzusetzen, deren Umfang und Dauer von der Ausdehnung der
Funde und Befunde abhängig ist. Die Details einer archäologischen Untersuchung sind in einer
gesonderten Vereinbarung festzuhalten.

· Die durch die Untersuchungen entstehenden Mehrkosten für Personal- und Maschineneinsatz
können nicht von der Kommunalarchäologie getragen werden (Verursacherprinzip gem. § 6
Abs. 3 NDSchG).

· Weiter wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde wie etwa Keramik-
scherben, Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohleansammlungen, Bodenverfärbungen
oder Steinkonzentrationen, die bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten gemacht werden, gem.
§ 14 Abs. 1 NDSchG auch in geringer Menge meldepflichtig sind. Sie müssen der zuständigen
Kommunalarchäologie (Tel. 05722/9566-15 oder Email: archaeologie@schaumburgerland-
schaft.de) sowie der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet
werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 NDSchG bis zum Ablauf von vier
Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen,
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

· Für die Sicherung und Dokumentation unerwartet auftretender archäologischer Bodenfunde ist
der Kommunalarchäologie jeweils ein Zeitraum von bis zu drei Wochen einzuräumen.

6.7.7 Auswirkungen auf Wechselwirkungen

Zwischen den einzelnen Schutzgütern bestehen umfangreiche funktionale Wechselwirkungen. So füh-
ren beispielsweise die Versiegelungen von Böden zugleich zu Beeinträchtigungen der Grundwasserneu-
bildung und der Eignung als Pflanzenstandort. Eine separate Wirkungsprognose ist insofern nicht mög-
lich, so dass die bestehenden Wechselwirkungen bereits in den vorstehenden Kapiteln mit Berücksichti-
gung finden.
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7 Ermittlung des Umfanges des unvermeidlichen Eingriffes und der
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

Die Ermittlung der Eingriffs- und Ausgleichsbilanz erfolgt auf der Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung und bezieht sich auf den tatsächlichen Bestand und die im Bebauungsplan vorgesehenen Festset-
zungen und wird in diesem Verfahren ermittelt. Der aktuelle Bestand im Betrachtungsgebiet stellt sich
wie folgt dar:

Tabelle 3: Bestand im Geltungsbereich

Bestand

Biotoptypen-
code

Biotoptyp Flächen-
größe in m²

Wert-
faktor

Flächen-
wert. / FW

HBA Allee/Baumreihe 68
(1 Stck) 3 204

HBA Allee/Baumreihe
176

(2 Stck à
88 m²)

4 704

FGX Befestigter Graben 198 2 396

UHM Halbruderale Gras- und Staudenflur
mittlerer Standorte 687 3 2.061

AT Basenreicher Lehm- /Tonacker 6.965 1 6.965

PZA Sonstige Grünanlage ohne Alt-
bäume 157 2 314

OVS Straße 776 0 0
OVW Weg 404 0 0
Gesamt 9.431 10.644

Aussagen zum Eingriff werden ergänzend im weiteren Verfahren informativ auf dem Bebauungsplanver-
fahren übernommen und ergänzt.

7.1 Kompensationsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes

Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des Plangebietes werden auf der Ebene des Flächennutzungsplanes
ggf. im weiteren Verfahren noch ergänzend mit dargestellt. Sollte dies notwendig werden, so werden
diese im weiteren Verfahren konkretisiert.

Die verbindliche Bauleitplanung muss sicherstellen, dass der Eingriff in Natur und Landschaft kompen-
siert und ausgeglichen wird.
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8 Angaben zu den geplanten Maßnahmen zur Überwachung der er-
heblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleitplanes auf
die Umwelt

Nach § 4c BauGB haben die Gemeinden und Städte die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund
der Durchführung der Bauleitplanung eintreten, zu überwachen.

Die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen / Sicherungsmaßnahmen einschließlich Monito-
ring sind von einem Fachmann mit entsprechender Qualifikation zu begleiten bzw. durchzuführen.

9 Allgemein verständliche Zusammenfassung

Ziel und Inhalte des Bebauungsplanes

In der Samtgemeinde Nenndorf sollen auf der Grundlage des Nenndorfer Brandschutzbedarfsplans vier
neue Feuerwehrstandorte (Bad Nenndorf, Nord, Ost und West) durch jeweils einen Neubau entstehen.
Für den Feuerwehrstandort „Ost“ Riehe-Waltringhausen ist eine Fläche westlich der „Dorfstraße“ / „Auf
der Riehe“ zwischen den Ortsteilen Riehe und Waltringhausen festgelegt worden. Es handelt sich aktu-
ell um eine landwirtschaftlich genutzte Fläche.

Das Plangebiet beinhaltet die Flurstücke 11/22,11/2, 268/61 und 23/10 der Stadt Bad Nenndorf, Gemar-
kung Waltringhausen, Flur 6. Ebenso ist das Flurstück 268/48 der Gemeinde Suthfeld, Gemarkung
Riehe, Flur 3 Teil des Geltungsbereiches. Die Größe des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes be-
trägt ca. 9.187 m2.

Schutzgebiete (NSG, LSG, NATURA 2000) und geschützte Landschaftsbestandteile/besonders
geschützte Biotope nach § 29/30 BNatSchG

Das Plangebiet wird als Acker genutzt. Aufgrund der Vorbelastungen durch eine intensive landwirt-
schaftliche Nutzung des Plangebietes sind seltene, empfindliche bzw. naturnahe Biotopstrukturen hier
nicht vorzufinden.

Schutzgebiete und gesetzlich geschützte Landschaftsbestandteile sowie besonders geschützte Biotope
nach §30 BNatSchG sind innerhalb des Plangebietes demnach nicht festzustellen.

Das Plangebiet befindet sich jedoch innerhalb des Naturparks Weserbergland NP NDS 00010 (MU
2022).

Ziele des speziellen Artenschutz - Artenschutzprüfung

Durch die Planung können streng geschützte Arten gemäß Anhang IV der FFH-Richtlinie und heimische
Vogelarten betroffen sein, die artenschutzrechtliche Belange bezogen auf die in § 44 (1) BNatSchG –
unter Berücksichtigung des § 44 (5) BNatSchG – dargelegten Zugriffsverbote betreffen. Deshalb wird im
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Rahmen des Bauleitverfahrens geprüft, ob die artenschutzrechtlichen Vorgaben die Umsetzung der Pla-
nung verhindern können.
Als Grundlage der artenschutzrechtlichen Betrachtung wurden Bestandserfassungen der Brutvögel,
Feldhamster und Fledermäuse durchgeführt. Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44
BNatSchG werden folgenden artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen / Sicherungsmaßnahmen
im Bebauungsplan festgesetzt:

Hier sind die Ergebnisse der Kartierung mit zu berücksichtigen.

V1 Das Fällen von Gehölzen und die Baufeldräumung ist nur in dem Zeitraum außerhalb der Aktivi-
tätsperiode der Fledermäuse und der Brutzeit der Brutvögel vom 01.12. bis zum 28.02. durchzuführen.

V2 Bei zu fällenden Alleebäumen sind die Bäume vor dem Fällen im September auf Eignung als
Winterquartier von Fledermäusen von einem Fachgutachter zu untersuchen und vorhandene Höhlun-
gen auf Besatz zu kontrollieren. Bei Nichtbesatz sind die Höhlen vor Beginn der Winterruhe zu ver-
schließen So ist gewährleistet, dass Individuen in ihren Winterquartieren nicht getötet werden.

V3 Im Fall nachgewiesener Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen ist rechtzeitig vor
Baubeginn durch einen Fachgutachter zu prüfen, ob die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und
Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang auch bei deren Verlust weiter erfüllt ist (vgl. § 44 (5) Nr. 3
BNatSchG). Im Bedarfsfall sind CEF-Maßnahmen vorzusehen, die mit der Naturschutzbehörde abzu-
stimmen sind.

V4 Zur Erhöhung des Angebotes an Quartieren werden pro zu beseitigendem Baum mit Quartier-
eignung für Fledermäuse in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde an geeigneten Gehölzen je 4 Fle-
dermauskästen aufgehängt (CEF-Maßnahme als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme).

V5 Zum Schutz lichtempfindlicher Fledermausarten sind für die Beleuchtung auf dem Gelände des
Feuerwehrstandortes insektenabweisende LED-Leuchtmittel zu verwenden.

Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen

Gehölz- und Biotopschutz

Bei der Bauausführung sind zum Schutz der vorhandenen Gehölzbestände die DIN 18920 (Schutz von
Bäumen, Pflanzenbeständen u. Vegetationsflächen) sowie die RAS —LP 4 (Richtlinie für die Anlage von
Straßen, Teil: Landschaftsgestaltung, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von
Baustellen) zu beachten:

- Die Bäume werden im Bereich der Kronentraufe +1,50m durch einen Zaun (Höhe 2m) ge-
schützt. Ist dies aus technischen Gründen nicht möglich, ist der Stamm mit einer Bohlenumman-
telung (Höhe 2m) zu versehen und der Wurzelraum gegen Verdichtung zu schützen (z.B. Bag-
germatratzen oder Stahlplatten).

- Das Lagern von Stoffen und das Abstellen von Baufahrzeugen im Kronentraufbereich und in
den Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sind zu unterlassen.
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- Im Baustellenbereich hineinragende Äste sind hoch zu binden oder - falls anders nicht möglich -
fachgerecht zurückzuschneiden.

- Der Rückschnitt erfolgt nur in der vegetationslosen Zeit.

- Schäden werden zu Lasten des Verursachers sofort behandelt (Baumpfleger!).

- Der Wurzelbereich der Gehölze ist nach den Anforderungen der DIN 18920 zu schützen. Bei
unumgänglichen Eingriffen im Wurzelbereich sind Starkwurzeln möglichst zu erhalten; Abgra-
bungen im Wurzelbereich der durch Stammschutz gesicherten Bäume sind von Hand vorzuneh-
men.

- Die Behandlung der Wurzeln und ein ggf. notwendiger Kronenschnitt (Nachschneiden/Auslich-
ten) sind nach den Anforderungen der ZTV-Baumpflege und DIN 18920 vorzunehmen.

- Die Baumpflegemaßnahmen sind von einem dafür qualifizierten Fachmann (Baumpfleger) aus-
zuführen.

Bei Berücksichtigung der genannten Maßnahmen und Bauzeiten sind keine erheblichen dauerhaften
Auswirkungen auf die Vitalität der Gehölze im Geltungsbereich zu erwarten.

Schutz von Boden und Wasser (Grundwasser und Oberflächengewässer

- Oberbodensicherung auf bauzeitlich oder dauerhaft beanspruchten Flächen und ordnungsge-
mäße Zwischenlagerung bzw. Wiederverwendung des Oberbodens gemäß DIN 18915

- Ordnungsgemäße Behandlung und Wiederverwendung von Erdaushub gemäß den im Bundes-
land Nordrhein-Westfalen gültigen Gesetze, Verordnungen und Regelungen und unter Beach-
tung einschlägiger Maßnahmen hinsichtlich möglicher Schadstoffbelastungen und Altlasten

- Überprüfung und erforderlichenfalls Behandlung und Reinigung von kontaminierten Abwässern
aus den Tag-, Schichten- und Grundwasserhaltungen der Baugruben der Ingenieurbauwerke
vor Ableitung in Oberflächengewässer

- Maßnahmen zur Minimierung der Staubbelastung und Straßenverschmutzung im Zuge der Erd-
massenbewegungen und –transporte (Vermeidung von Erdarbeiten bei ungeeigneter, feuchter
Witterung, regelmäßige Straßenreinigung, Staubschutz)

- Vermeidung des Eintrags von Schmier- und Betriebsstoffen aus Maschinen und Baufahrzeugen
in Boden und Grundwasser u.a. durch regelmäßige Wartung und Anwendung von Schutzmaß-
nahmen

- Verwendung von dem Stand der Technik entsprechenden, emissionsarmen Baumaschinen und
–fahrzeugen

- ordnungsgemäße Lagerung, Verwendung und Entsorgung von boden- und wassergefährden-
den Stoffen, die auf der Baustelle zum Einsatz kommen

- sofortige ordnungsgemäße Beseitigung von bei Unfällen austretenden Schadstoffen
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- Beachtung der gesetzlichen Anforderungen für Baumaßnahmen und Bauwerke zum Schutz des
Grundwassers vor Verunreinigungen

Baubedingte Grundwasserabsenkungen sind nur temporär während der Bauphase durch die Verlegung
von Leitungen und der Anlage von Versickerungseinrichtungen zu erwarten. Zur Vermeidung von Tro-
ckenschäden an Gehölzen im Einflussbereich von temporären Grundwasserhaltungen sind die damit
verbundenen Baumaßnahmen außerhalb der Vegetationszeit vom 01.10. bis 28.02. durchzuführen.

Erhalt der Alleebäume gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

Die im Plangebiet bestehenden Alleebäume werden zum Erhalt festgesetzt. Bei Abgängen des gesi-
cherten Gehölzbestandes oder bei der Beseitigung aufgrund einer Befreiung sind Ersatzpflanzungen
ausschließlich mit standortheimischen Gehölzen gleicher Art vorzunehmen.

Folgende Baumart ist zu ersetzen:
Winterlinde (Tilia cordata) H. 3 x v., mB, StU 16-18 cm (Die Pflanzqualität richtet

sich nach den Standortverhältnissen und der Platzver-
fügbarkeit)

Die Errichtung baulicher Anlagen, Abgrabungen, Aufschüttungen, zusätzliche Versiegelungen, sowie
Materiallager und Baustellenverkehr, die Errichtung von Zäunen/Einfriedungen jeglicher Art sowie die
Lagerung von Gehölzschnitt und sonstigen Gartenabfällen ist innerhalb des Kronentraufbereiches zu-
züglich 1,5 m unzulässig.

Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes

Ausgleichmaßnahmen sind auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu konkretisieren und die
Kompensationsmaßnahmen im Bebauungsplan planungsrechtlich zu sichern.

Ermittlung des Umfanges des unvermeidlichen Eingriffes und der Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen

Die Ermittlung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen findet auf der Ebene der verbindlichen Bauleitpla-
nung statt. Im weiteren Verfahren wird diese zur Darstellung, dass der Ausgleich für den Eingriff in Natur
und Landschaft gesichert werden kann, aus dem parallel durchgeführten Bebauungsplanverfahren infor-
mativ mit aufgenommen.
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Samtgemeinde Nenndorf
Rodenberger Allee 13
31542 Bad Nenndorf

SWECO GmbH
Karl-Wiechert-Allee 1B
30625 Hannover 

Ermittlung der Bewertung der 
Biotoptypen gemäß
NIEDERSÄCHSISCHER STÄDTETAG (2013):
5 = sehr hohe Bedeutung
4 = hohe Bedeutung
3 = mittlere Bedeutung
2 = geringe Bedeutung
1 = sehr geringe Bedeutung
0 = weitgehend ohne Bedeutung

Grenze des Geltungsbereiches
Sonstiges

Binnengewässer
FGX, Befestigter Graben

Stauden- und Ruderalfluren
UHM, Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer Standorte

Acker- und Gartenbaubiotope
AT, Basenreicher Lehm-/Tonacker

Grünanlagen
PZA, Sonstige Grünanlage ohne Altbäume

Gebäude-, Verkehrs- und Industrieflächen
OVS, Straße
OVW, Weg

Legende

HBA, Allee/Baumreihe
Gebüsche und Gehölzbestände
!(

Biotoptypen


